
Amtsblatt des Erzbistums Köln
Stück 10 · 1. Oktober 2019 139

Informationen und Kontakt für die Nachbestellung

Weitere Informationen und Materialien finden Sie auf
www.bonifatiuswerk.de. Bestellungen richten Sie bitte per
Mail an bestellungen@bonifatiuswerk.de, telefonisch an
05251/2996-94 oder per Fax an 05251/2996-88.

Nr. 119 Kirchliche Bauregel (kBauR) für die katholischen
Kirchengemeinden, Kirchengemeinde- und 
Gemeindeverbände sowie karitativen Einrich-
tungen im Erzbistum Köln

Köln, 1. Oktober 2019

Inhalt:

Präambel
1. Allgemeines
1.1 Zuständigkeiten der Kirchenvorstände und der Ver-

bandsvertreter
1.2 Zuständigkeiten in der Bistumsverwaltung (Generalvi-

kariat)
1.3 Genehmigungsvorbehalt
1.4 Anzuwendende kircheninterne Vorschriften
2. Projektvorbereitung
3. Vorplanungsgenehmigung
4. Vollplanungsgenehmigung 
5. Kirchliche Baugenehmigung
6. Maßnahmendurchführung
7. Projektabschluss
8. Objektbetreuung
9. Objektbetreuung nach Ablauf der Gewährleistungsfrist

10 Eigenleistung
11. Inkrafttreten

Präambel

Die Planungs- und Durchführungsregelung für kirchliche
Baumaßnahmen soll die Gleichbehandlung aller Kirchenge-
meinden und Gemeindeverbände durch Verfahrenstranspa-
renz sicherstellen. Diese Vorgaben bieten darüber hinaus eine
wichtige Hilfestellung für Kirchengemeinden und Gemeinde-
verbände durch eindeutige Verfahrensdefinitionen und anzu-
wendende Vertragsmuster. Es soll durch genaue Zuständig-
keits- und Entscheidungsregelungen eine Beschleunigung des
gesamten Verfahrens von der Antragstellung bis zur Durchfüh-
rung der baulichen Maßnahmen erreicht werden. Außerdem
soll die Sicherstellung des sparsamen und wirtschaftlichen
Mitteleinsatzes durch Einführung verschiedener Wettbewerbs-
elemente gewährleistet werden. Insgesamt soll das Regelwerk
dazu dienen, im Zusammenwirken der Kirchengemeinden
und Gemeindeverbände mit der kirchlichen Aufsichtsbehörde
und den übrigen am Bau Beteiligten optimale Ergebnisse zu
erzielen.

Neben den grundsätzlichen ökonomischen Gesichtspunkten
sind im Sinne der Nachhaltigkeit, ökologische Aspekte und so-
ziale Kriterien als untrennbare Einheit zu berücksichtigen. Die
Kirche hat in ihrem Auftrag zur Bewahrung der Schöpfung,
gerade in der sichtbaren Präsenz durch ökologisch verantwor-
tungsvolles Bauen, eine besondere Vorbildfunktion. Will man
die natürlichen Lebensgrundlagen auch für zukünftige Gene-
rationen erhalten, so muss sich auch das Bauen – sowohl bei
der Modernisierung von bestehenden Altbauten als auch bei
der Planung und Realisierung neuer Bauwerke – an ökologisch

verträglichen und ressourcenschonenden Modellen orientie-
ren. Daher sind bei allen Planungs- und Entscheidungsprozes-
sen Nachhaltigkeits- und Umweltaspekte zu untersuchen und
zu beachten.

1. Allgemeines

1.1 Zuständigkeiten der Kirchenvorstände und der Ver-
bandsvertreter

1.1.1 Bei der Planung und Durchführung von Baumaßnah-
men sind die Kirchenvorstände und Verbandsvertre-
tungen (nachfolgend kirchlicher Bauherr genannt) ver-
pflichtet, das von ihnen vertretene Vermögen sinnvoll,
wirtschaftlich und sparsam zu verwalten, damit die
Aufgaben der Kirchengemeinden und Gemeindever-
bände zweckmäßig und auf Dauer erfüllt werden kön-
nen. Ebenso ist mit Kirchensteuermitteln oder Zu-
schüssen Dritter umzugehen.

1.1.2 Jährlich sind von den kirchlichen Bauherren Begehun-
gen der einzelnen Objekte durchzuführen, um den
baulichen Zustand der kirchlichen Gebäude festzustel-
len und etwaigen Sanierungsbedarf frühzeitig zu erken-
nen und Reparaturen einzuplanen.

1.1.3 Ziffer 1.1.2 gilt sinngemäß auch für die künstlerische
Ausstattung (vgl. auch die kirchliche Ausstattungsricht-
linie (kAR) für Pflege, Erhaltung und Neuanschaffung
von Kultgegenständen, Amtsblatt des Erzbistums Köln
2014, Nr. 59).

1.1.4 Für die Finanzierung, Antragstellung, Beauftragung,
Durchführung und Abrechnung von Bauvorhaben in
den Kirchengemeinden und Gemeindeverbänden ist
der kirchliche Bauherr zuständig und verantwortlich.
Zur Aufgabenerfüllung soll der kirchliche Bauherr in
der Regel Architekten1, Ingenieure und Sonderfachleu-
te auf der Grundlage der HOAI (Honorarordnung für
Architekten und Ingenieure) einschalten.

1.1.5 Voraussetzung für die Durchführung aller beschriebe-
nen Maßnahmen und Verfahrensschritte sind Kirchen-
vorstands- bzw. Gemeindeverbandsvertretungsbe-
schlüsse.

1.1.6 Zur Begleitung von Baumaßnahmen empfiehlt sich die
Einsetzung eines „Bauausschusses”, der mit mindestens
drei, höchstens fünf fachkundigen Personen besetzt ist.
Der Hauptabteilung Seelsorgebereiche sind mindestens
zwei Mitglieder als Ansprechpartner mitzuteilen.

Die Arbeitsergebnisse, Vergabevorschläge oder Emp-
fehlungen des Bauausschusses werden dem kirchlichen
Bauherrn vorgetragen. Den endgültigen Beschluss fasst
der kirchliche Bauherr (Kirchenvorstand/Gemeinde-
verbandsvertretung).

1.1.7 In Abstimmung mit der Hauptabteilung Seelsorgebe-
reiche kann der kirchliche Bauherr ausnahmsweise ur-
sprüngliche Bauherrenaufgaben an Dritte übertragen.
Hierzu ist ein Vertrag über die Projektsteuerung abzu-
schließen.

1.2 Zuständigkeiten in der Bistumsverwaltung (General-
vikariat)

1.2.1 Bei allen genehmigungspflichtigen Baumaßnahmen
kirchlicher Bauherren (ausgenommen die unter Ziff.
1.2.2 genannten) ist die Hauptabteilung Seelsorgebe-

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird auf die gleichzeitige Verwen-
dung männlicher und weiblicher Sprachformen verzichtet.
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reiche für die Bearbeitung im Erzbischöflichen Gene-
ralvikariat zuständig. Die Mitarbeiter der Bistumsver-
waltung beraten den kirchlichen Bauherren, dessen
Bauausschuss und die sonstigen an der Maßnahme Be-
teiligten in technischer, wissenschaftlicher, wirtschaft-
licher und planerischer Hinsicht sowie zu inhaltlichen
Vertragsverhandlungen. Die Mitarbeiter der Hauptab-
teilung Seelsorgebereiche erledigen die finanztechni-
sche Prüfung, Bezuschussung und Zahlungsabwick-
lung, beraten zu Vertragsrecht, Grundstücksgeschäften,
Versicherungswesen sowie Gewährleistungsfragen. Die
Hauptabteilung Seelsorgebereiche steuert den Verfah-
rensablauf, beteiligt gegebenenfalls weitere Fachberei-
che und stellt die Bewilligungen aus.

1.2.2 Genehmigungen für die Planung und Durchführung
von Baumaßnahmen an karitativen Einrichtungen in
unmittelbarer Trägerschaft der Kirchengemeinden, ins-
besondere Altenheime, Jugend- und Behindertenpfle-
geeinrichtungen werden von der Hauptabteilung Seel-
sorgebereiche nach den Regelungen in den Ausfüh-
rungsbestimmungen des Diözesan-Caritasverbandes
für das Erzbistum Köln e.V. zum Genehmigungsver-
fahren bei Baumaßnahmen von Ortscaritasverbänden
erteilt. Die Genehmigung wird abweichend von Ziff. 3
bis 5 dieser Bauregel als einheitliche kirchliche Bauge-
nehmigung nach Abschluss der Leistungsphase 3 er-
teilt. Beratungs- und Entscheidungsgremium für die in
Satz 1 genannten Baumaßnahmen ist die Kommission
für caritative Einrichtungen (KCE), die nach positiver
Entscheidung den Vorgang zur Erteilung der einheit-
lichen kirchlichen Baugenehmigung an die Hauptab-
teilung Seelsorgebereiche weiterleitet.

1.2.3 Bei Um- und Neubauten oder Profanierungen von Kir-
chen und anderen Sakralbauten auch in karitativen
oder sonstigen Einrichtungen, sowie deren Änderun-
gen und Ergänzungen im Inneren, insbesondere in Be-
zug auf die liturgische Ausstattung und Einrichtung, ist
vorab die Genehmigung der Erzbischöflichen Kunst-
kommission gemäß Statut der Kunstkommission im
Erzbistum Köln einzuholen. Die Vorhaben müssen,
auch wenn sie nicht gleichzeitig mit einem Förderungs-
antrag verbunden sind, bei der Stabsstelle Erzdiözesan-
baumeister rechtzeitig angemeldet werden. Von dort
wird die Vorlage und Beratung in der Kunstkommis-
sion veranlasst. Dem Antrag sind aussagekräftige
Unterlagen und Pläne beizufügen. Vorab kann eine Be-
ratung der bautechnischen, denkmalpflegerischen oder
künstlerischen Belange mit Ortsbesichtigung durch die
Stabsstelle Erzdiözesanbaumeister sinnvoll sein. Even-
tuell beantragte Zuwendungen werden nur nach ent-
sprechender Beratung und Zustimmung der Kunst-
kommission durch den Finanzausschuss des Diözesan-
kirchensteuerrates (FA), die Kommission für karitative
Einrichtungen im Erzbistum Köln (KCE), die Kran-
kenhauskommission im Erzbistum Köln (KK) oder
sonstige zuständige Entscheidungsgremien bewilligt.

1.2.4 Die Mitarbeiter der Rechnungskammer führen gemäß
der Revisionsordnung für das Erzbistum Köln nach
dem Abschluss einer Baumaßnahme die kaufmänni-
sche, im Bedarfsfall auch eine fachtechnische, Baurevi-
sion durch. Nach Einschätzung der Rechnungskammer
kann auch eine baubegleitende Baurevision erfolgen.
Hierbei können die Mitarbeiter der Baurevision ohne
Vorankündigung gemäß der Revisionsordnung eine
Begehung der Baustelle durchführen. Die Hauptabtei-

lung Seelsorgebereiche wird hierüber in Kenntnis ge-
setzt. 

1.2.5 Die bei der Rechnungskammer angesiedelte Vergabe-
kontrollstelle unterstützt die Bistumsleitung in der
Wahrnehmung Ihrer Aufsichtspflicht zur wirtschaft-
lichen Verwendung der Kirchensteuermittel und der
Einhaltung der geltenden Richtlinien für das Ange-
botsverfahren und die Vergabe. Sie berät den kirch-
lichen Bauherrn und dessen Rendantur bei der Vorbe-
reitung und Durchführung der Vergabe.

1.2.6 Maßnahmen mit Gesamtkosten bis 250.000,00 € wer-
den in der Hauptabteilung Seelsorgebereiche beraten
und entschieden. Alle Maßnahmen mit Gesamtkosten
von mehr als 250.000,00 € werden durch den Vermö-
gensrat beraten und entschieden (Art. 19 Abs. 5 Ord-
nung für die im Bereich der wirtschaftlichen Angele-
genheiten der Erzdiözese Köln tätigen Organe, Amts-
blatt des Erzbistums Köln 2016, Nr. 120).

1.3 Genehmigungsvorbehalt

1.3.1 Baumaßnahmen, die nach der Landesbauordnung und
dem Denkmalschutzgesetz der Länder Nordrhein-
Westfalen bzw. Rheinland-Pfalz genehmigungspflichtig
sind, bedürfen auch der kirchenaufsichtlichen Geneh-
migung.

1.3.2 In jedem Fall genehmigungspflichtig sind alle Baumaß-
nahmen von Kirchengemeinden und Gemeindever-
bänden, die den Gesamtaufwand von 15.000,00 €

überschreiten.

1.3.3 Baumaßnahmen an karitativen Einrichtungen in un-
mittelbarer Trägerschaft der Kirchengemeinden, insbe-
sondere Altenheime, Jugend- und Behindertenpflege-
einrichtungen sind ab Gesamtkosten von mehr als
500.000,00 € genehmigungspflichtig (zu den Zustän-
digkeiten siehe Ziff. 1.2.2). Eine unmittelbare Träger-
schaft liegt nicht vor, wenn die Kirchengemeinde über
eine 100%-Beteiligung an einer GmbH die Träger-
schaft hält. 

1.3.4 Darüber hinaus sind alle Gestaltungs-, Restaurierungs-,
Instandhaltungs-, Umbau- und Anschaffungsmaßnah-
men in Kirchen und Kapellen, welche die Liturgie be-
treffen, genehmigungspflichtig (siehe Ziff. 2.3).

1.3.5 Bei Neubaumaßnahmen und Umbauten sowie Repara-
turen mit Gesamtkosten von mehr als 1.000.000,00 €
ist der Stadt- bzw. Kreisdechant in das Verfahren einzu-
binden.

1.3.6 Der Genehmigungsvorbehalt gilt auch für Maßnah-
men, die unter der Wertgrenze von 15.000,00 € be-
gonnen werden, und während der Durchführung einen
Gesamtaufwand von 15.000,00 € übersteigen.

1.3.7 Der Genehmigungsvorbehalt bezieht sich auch auf die
Durchführung manueller Eigenleistungen gemäß
Ziff. 10.

1.3.8 Eine Genehmigung kann nachträglich eingeholt wer-
den, wenn es sich um dringende Maßnahmen zur Be-
seitigung unmittelbar drohender Gefahren oder Sofort-
maßnahmen zur Vermeidung weitergehender Schäden
handelt. Hier ist unverzüglich die Hauptabteilung Seel-
sorgebereiche zu verständigen.

1.4 Anzuwendende kircheninterne Rechtsvorschriften so-
wie Mustervordrucke

1.4.1 Codex Juris Canonici 1983, insbesondere cc. 1186-
1190, 1205-1239.
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1.4.2 Erlasse und Bekanntmachungen im Amtsblatt des Erz-
bistums Köln in der jeweils geltenden Fassung, insbe-
sondere:
– Ausführungsbestimmungen für die Vermögensver-

waltung in den Kirchengemeinden, Kirchengem-
eindeverbänden und Gemeindeverbänden der Erz-
diözese Köln, Amtsblatt des Erzbistums Köln 2009,
Nr. 115, zuletzt geändert Amtsblatt 2016, Nr. 545,

– Richtlinien zur Finanzierung von Bau- und In-
standhaltungsmaßnahmen an kirchengemeind-
lichen Gebäuden, deren Ausstattung und Freiflä-
chen im Erzbistum Köln, Amtsblatt des Erzbistums
Köln 2008, Nr. 33,

– Statut der Kunstkommission im Erzbistum Köln,
Amtsblatt des Erzbistums Köln 2009, Nr. 74,

– Kirchliche Vergabe-Richtlinien für Bauaufträge der
Kirchengemeinden, Kirchengemeinde- und Ge-
meindeverbände im Erzbistum Köln (kVergRL),
Amtsblatt des Erzbistums Köln 2017, Nr. 57,

– Revisionsordnung für das Erzbistum Köln, Amts-
blatt des Erzbistums Köln 2012, Nr. 40,

– Kirchliche Ausstattungsrichtlinie (kAR) - Richtlinie
für Pflege, Erhaltung und Neuanschaffung von
Kultgegenständen, Amtsblatt des Erzbistums Köln
2014, Nr. 59.

1.4.3 Dekrete der Kölner Diözesan-Synode 1954, insbeson-
dere 2. Abschnitt, 1. Kapitel, Dekrete 792 ff; Dekret
896; 7. Abschnitt, 3. Kapitel, Dekrete 1102 ff.

1.4.4 Die anzuwendenden Formblätter und Mustervordru-
cke sind im Internet unter der Adresse: www.erzbis-
tum-koeln.de/kirche_vor_ort/service_pfarrgemein-
den/bau/bau_downloads/ abrufbar. Es sind ausschließ-
lich die aktuellen Formblätter und Mustervordrucke zu
verwenden. Aktualisierte oder überarbeitete Formblät-
ter und Mustervordrucke werden nur im Internet unter
der oben genannten Internetadresse bereitgestellt.

1.4.5 Sonstiges
– Emsbach / Seeberger, Rechte und Pflichten des Kir-

chenvorstandes, J.P. Bachem-Verlag, Köln in der je-
weils aktuellen Auflage.

2. Projektvorbereitung

2.1 Zur Klärung des Planungsziels ist die Beratung durch
entsprechende Fachabteilungen im Generalvikariat
sinnvoll. Eine Inanspruchnahme von Architekten/ In-
genieuren erfolgt in diesem Stadium noch nicht. Der
kirchliche Bauherr fasst einen Beschluss zur Projektvor-
bereitung und legt diesen der Hauptabteilung Seelsor-
gebereiche, in Fällen nach Ziff. 2.3 und 2.4 der Stabs-
stelle Erzdiözesanbaumeister, vor.

2.2 Vorverhandlungen mit staatlichen oder kommunalen
Behörden, z. B. im Rahmen einer Bauvoranfrage hin-
sichtlich Fördermittelbeantragung oder denkmalpfle-
gerischer Vorgaben sowie Belangen des Urheberrechtes,
müssen in Abstimmung mit der Hauptabteilung Seel-
sorgebereiche erfolgen.

2.3 Die Erzbischöfliche Kunstkommission muss bei der
Planung von Neubauten, Erweiterungen, Umgestal-
tungen oder Profanierungen von Kirchen, Kapellen
und anderen Sakralbauten sowie geplanten Verände-
rungen und Anschaffungen von Ausstattungs- und
Einrichtungsgegenständen derselben eingeschaltet wer-
den (vgl. Ziff. 1.2.3).

2.4 Vorüberlegungen zur Anschaffung, Änderung oder Sa-
nierung von Kultgegenständen, Glocken, Orgeln etc.

sind ebenfalls mit der Stabsstelle Erzdiözesanbaumeis-
ter abzustimmen.

2.5 Das gemeinsam von Kirchengemeinde/Gemeindever-
band und Hauptabteilung Seelsorgebereiche erarbeitete
schriftliche Ergebnis der Projektvorbereitung ist ein
Bauprogramm mit einer überschlägigen Kostenaussage
über die voraussichtlich zu erwartenden Baukosten.
Dieses Ergebnis ist, neben den übrigen einzureichen-
den Unterlagen, die Voraussetzung für die Antragstel-
lung auf Vorplanungsgenehmigung.

2.6 Nach Art und Umfang der Baumaßnahme und in Ab-
stimmung mit der Hauptabteilung Seelsorgebereiche
und durch Erfüllung der Voraussetzungen zu Ziff. 2.5
ist es im Einzelfall möglich, direkt den Antrag auf Voll-
planungsgenehmigung zu stellen.

3. Vorplanungsgenehmigung

3.1 Im Vorplanungsantrag sind die Problemstellung mit
der schriftlichen Begründung der Maßnahme, das vor-
gesehene Bauprogramm (schriftliches Ergebnis aus
Ziff. 2.), die Finanzierungsmöglichkeiten und die er-
sten Planungsvorstellungen zu erläutern. Dem Vorpla-
nungsantrag ist ab einem Baukostenvolumen von mehr
als 100.000 € bei wirtschaftlich genutzten Gebäuden
eine Stellungnahme der pastoral Verantwortlichen
(Pfarrgemeinderat sowie Pfarrer oder Pastoralteam)
beizufügen, in der das Bauvorhaben aus pastoraler
Sicht bewertet wird. Die Vorplanungsgenehmigung
wird in der Regel über die Leistungsphasen (nachfol-
gend Lph. abgekürzt) der Honorarordnung für Archi-
tekten und Ingenieure (HOAI in der jeweils geltenden
Fassung) – Grundlagenermittlung (Lph. 1) und Vor-
entwurf (Lph. 2), evtl. bis zur Entwurfsplanung (Lph.
3) – erteilt und soll bei komplexeren Bauaufgaben ein
Zwischenergebnis als Entscheidungsgrundlage für das
weitere Vorgehen liefern.

3.2 Erst nach der Entscheidung über den Vorplanungsan-
trag – evtl. mit Auflagen – kann der kirchliche Bauherr
einen Architekten/Ingenieur beauftragen und die erste
Stufe der zu erbringenden Leistungsphasen (1–2, 1–3
bzw. 1–4) abrufen. Hierzu sind die in der Vorplanungs-
genehmigung vorgegebenen Vertragsmuster zu verwen-
den. Das vorläufige Ergebnis der Projektvorbereitung
(Bauprogramm) gibt die Rahmenbedingungen für die
zu beauftragenden Architekten/Ingenieure vor. Diese
vorläufige Vorgabe ist vom Architekten/Ingenieur und
von den gegebenenfalls einzuschaltenden Fachleuten in
der Phase der Vor- und Vollplanung zu verifizieren.

3.3 Verträge mit Architekten, Ingenieuren und/oder Fach-
leuten bedürfen der kirchenaufsichtlichen Genehmi-
gung. Dies gilt auch für eine Veränderung der Vertrags-
grundlagen (z. B. Auflagen aus der Vorplanungsgeneh-
migung). 

3.4 Architekten, Ingenieure oder Fachleute, die zum Zeit-
punkt der Beauftragung von Planungsleistungen für
die Baumaßnahme Mitglieder des Kirchenvorstands
der beauftragenden Kirchengemeinde bzw. Mitglieder
der Verbandsvertretung des beauftragenden Kirchen-
gemeindeverbands sind, dürfen nicht mit Planungsleis-
tungen für diese Baumaßnahme beauftragt werden.
Ausnahmen von dieser Regelung bedürfen der schrift-
lichen Genehmigung der Hauptabteilung Seelsorgebe-
reiche.

3.5 Hinsichtlich der Auswahl von Architekten, Ingenieu-
ren oder sonstigen Fachleuten (Restauratoren, Künstler

siehe Korrektur im Amtsblatt Nr. 119 
vom 01.10.2019 (hier S. 7)

Christof.Lindholm
Hervorheben
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etc.) oder einer möglichen Durchführung eines Gestal-
tungswettbewerbes berät die Hauptabteilung Seelsor-
gebereiche bzw. die Stabsstelle Erzdiözesanbaumeister,
sofern Sachverhalte nach den Ziff. 2.3 und 2.4 berührt
sind.

3.6 Die zu beteiligenden Architekten und Fachplaner sind
in allen Planungsstadien auf die Einhaltung von Stan-
dards hinsichtlich des umweltorientierten und
Ressourcen schonenden Bauens hinzuweisen.

3.7 Der Bauantrag bei der Kommune ist in der Regel erst
nach Vorliegen der Vollplanungsgenehmigung einzu-
reichen. Zur grundsätzlichen Abschätzung der Geneh-
migungsfähigkeit genügen für die Vorplanung der pla-
nungsrechtliche Vorbescheid sowie gegebenenfalls eine
denkmalpflegerische Vorabstimmung.

3.8 Die Architekten- oder Ingenieurleistungen der beauf-
tragten Leistungsphasen – Grundlagen-, Vor- und Ent-
wurfsplanung mit Kostenberechnung gem. DIN 276 –
sind die Voraussetzung für die Antragstellung auf die
Vollplanungsgenehmigung.

4. Vollplanungsgenehmigung

4.1 Mit dem Antrag auf Erteilung der Vollplanungsgeneh-
migung ist das Ergebnis der Vorplanung (schriftliche
Ergebnisse aus Ziff. 3), der Finanzierungsvorschlag und
ein entsprechender Beschluss des Kirchenvorstandes
bzw. der Verbandsvertretung vorzulegen.

4.2 Mit der Vollplanungsgenehmigung ist die zweite Stufe
der Architekten-/Ingenieurleistungen abzurufen. Dies
sind nach der HOAI die Ausführungsplanung (Lph. 5),
die Vorbereitung der Vergabe (Lph. 6) und die Mitwir-
kung bei der Vergabe (Lph. 7).

4.3 Vor der Entscheidung über den Baubeginn soll eine
möglichst hohe Kostensicherheit erzielt werden. Daher
sind unter Einschaltung von Architekten/Ingenieuren
die Ausführungsplanung zu erarbeiten, die Bauleistun-
gen zu beschreiben, Angebote einzuholen und auszu-
werten sowie die notwendigen staatlichen Genehmi-
gungen beizufügen und ein Kostenanschlag gem. DIN
276 (Formular Kostenermittlung FB-11-01) vorzule-
gen. 

4.4 Für die Ausschreibung von Bauleistungen sind die
kirchlichen Vergabe-Richtlinien (siehe Ziff. 1.4.2) ein-
zuhalten. Eine entsprechende Überprüfung des Verga-
beverfahrens erfolgt stichprobenartig durch die Verga-
bekontrollstelle. Hierzu kann die Vergabekontrollstelle
entsprechende Unterlagen wie Leistungsverzeichnisse,
Bieterlisten, Preisspiegel, Submissionsprotokolle und
Vergabevorschlag mit Zuschlagerteilung anfordern.
Der Submissionstermin und -ort ist mit einem Vorlauf
von 14 Tagen der Vergabekontrollstelle mitzuteilen.
Sollte das Bauvorhaben oder Teile des Bauvorhabens
durch öffentliche Mittel gefördert werden, hat der
kirchliche Bauherr vor der Einleitung eines Vergabever-
fahrens für das Bauvorhaben zwingend den Bescheid
über die Vergabe der Fördermittel der Vergabekontroll-
stelle vorzulegen, die die Art des durchzuführenden
Vergabeverfahrens bestimmt.

4.5 Damit bereits in diesem Planungsstadium abgeschätzt
werden kann, ob der genehmigte Kostenrahmen im
Wesentlichen eingehalten wird, ist die Erteilung der
kirchlichen Baugenehmigung auch daran geknüpft,
dass alle Gewerke ausgeschrieben sind und der Kosten-

anschlag gemäß DIN 276 (Formular Kostenermittlung
FB-11-01) vorliegt.

4.6 In Abstimmung mit der Hauptabteilung Seelsorgebe-
reiche kann einer von Ziff. 4.5 abweichenden Regelung
zugestimmt werden. Grundsätzlich müssen mindestens
70% des Baukostenvolumens als Ausschreibungsergeb-
nisse vorliegen.

4.7 Vor der Beauftragung von Bauleistungen hat der kirch-
liche Bauherr zu kontrollieren, ob sich der zu vergeben-
de Auftrag im Rahmen der Kostenberechnung bewegt.
Kommt es zu Abweichungen (größer 10%) zwischen
den aus den Ausschreibungsergebnissen resultierenden
Kosten und der Kostenberechnung gemäß DIN 276 ist
die Hauptabteilung Seelsorgebereiche einzuschalten,
um das weitere Vorgehen abzustimmen.

4.8 Das schriftliche Ergebnis der Vollplanung aus Ziff. 4.1
bis 4.7 ist neben den übrigen einzureichenden Unterla-
gen die Voraussetzung für die Antragstellung auf die
kirchliche Baugenehmigung.

5. Kirchliche Baugenehmigung

5.1 Mit dem Antrag auf Erteilung der kirchlichen Bauge-
nehmigung ist das Ergebnis der Vollplanung (schriftli-
che Ergebnisse aus Ziff. 4), gegebenenfalls ein aktuali-
sierter Finanzierungsvorschlag und ein entsprechender
Beschluss des Kirchenvorstandes bzw. der Verbandsver-
tretung vorzulegen. Bei der Verwendung öffentlicher
Fördermittel sind zudem der Bescheid über die Ertei-
lung der Fördermittel selbst sowie die Entscheidung
der Vergabekontrollstelle über die Art des Vergabever-
fahrens vorzulegen.

5.2 Auftragserteilungen für Bauleistungen oder Baubeginn
dürfen erst nach Vorliegen der kirchlichen Baugeneh-
migung erfolgen. Für die Auftragserteilung ist aus-
schließlich der Mustervertrag des Erzbistums Köln
(Formblatt FB-05-01) zu verwenden.

5.3 Bei der Auftragserteilung für Bauleistungen sind fol-
gende Grundsätze zu beachten:

– Tariftreuepflicht, Mindestlohn,
– Umweltfreundliche und energieeffiziente Beschaf-

fung und Ausführung,
– Berücksichtigung sozialer Kriterien.

5.4 Der kirchliche Bauherr kann sich bei einem Vorhaben
mit einem finanziellen Volumen von mehr als 
125.000 € pro Gewerk seine vertraglichen Ansprüche
durch eine Vertragserfüllungsbürgschaft einer Bank ab-
sichern lassen. Bei einem finanziellen Volumen von
mehr als 500.000 € pro Gewerk muss eine Vertragser-
füllungsbürgschaft gefordert werden. Hierzu ist aus-
schließlich das Muster des Erzbistums Köln (Formblatt
FB-05-06 Bürgschaft für Vertragserfüllung) zu verwen-
den.

6. Maßnahmendurchführung

6.1 Der kirchliche Bauherr ist für die Einhaltung der ge-
nehmigten Planung und des genehmigten Kostenrah-
mens verantwortlich. Insofern ist er verpflichtet, sich
laufend durch den verantwortlichen Architekten/Inge-
nieur unterrichten zu lassen.

6.2 Wird bei der Durchführung der Maßnahme eine Über-
schreitung des genehmigten Kostenrahmens von mehr
als 10 % pro Gewerk erkennbar, so muss der kirchliche
Bauherr die Hauptabteilung Seelsorgebereiche unver-
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züglich schriftlich unterrichten. Sollten die Mehrkos-
ten oder zusätzlichen Arbeiten eines Gewerkes einen
Kostenumfang von 15.000 € übersteigen, so ist das
weitere Vorgehen mit der Hauptabteilung Seelsorgebe-
reiche und der Vergabekontrollstelle abzustimmen. Die
Vorgaben der kirchlichen Vergabe-Richtlinien zu Ver-
fahren und Wertgrenzen sind zu beachten. Der Archi-
tekt oder Sonderfachmann oder, wenn ein solcher bei
der Durchführung des Vorhabens nicht mitwirkt, der
kirchliche Bauherr hat durch fortlaufende Zwischen-
kontrollen während der Durchführung des Vorhabens
sicherzustellen, dass sich die Kosten im Rahmen der
vereinbarten Auftragssummen halten. Bei sich ergeben-
der Überschreitung sind Vorschläge über Einsparungen
zu machen. 

6.3 Die Investitionszuweisungen sind durch eine schriftli-
che Baufortschrittsanzeige seitens der Kirchengemein-
de entsprechend dem Baufortschritt abzurufen (Form-
blatt FB-06-01 Mittelabruf ). Dabei ist der aktuelle
Kostenstand der Baumaßnahme zu dokumentieren
und mit dem Mittelabruf einzureichen.

6.4 Baustellenbegehungen durch Mitarbeiter der Hauptab-
teilung Seelsorgebereiche dienen der Umsetzung der
technischen und gestalterischen Qualität der Planung
sowie der Überprüfung der finanziellen Rahmenset-
zung. Die Baubegehungen können auch unangemeldet
erfolgen. Die Verantwortung des kirchlichen Bauher-
ren bzw. des Architekten/Ingenieurs bleibt hiervon un-
berührt.

7. Projektabschluss

7.1 Die Fertigstellung der Maßnahme ist vor der Übergabe
an den Bauherrn von diesem der Hauptabteilung Seel-
sorgebereiche schriftlich mitzuteilen. Der Hauptabtei-
lung Seelsorgebereiche sind weiterhin die Kostenfest-
stellung (Formblatt FB-11-01), ein Beschluss des Kir-
chenvorstandes bzw. der Verbandsvertretung über den
Abschluss der Maßnahme und ein Satz aktueller Plan-
unterlagen zuzuleiten.

7.2 Ein mängelbehaftetes, durch den Bauherrn nicht abge-
nommenes Werk darf nicht in Benutzung genommen
werden, da sonst die Ingebrauchnahme als Abnahme
gelten kann.

7.3 Entsprechend den geschlossenen Verträgen und je nach
Baufortschritt sind Abnahmen/Teilabnahmen in Be-
gleitung von Architekt/Ingenieur durch den kirch-
lichen Bauherren mit Ausführungsunternehmen
durchzuführen. Hierzu sind die entsprechenden Ab-
nahmeprotokolle (Formblatt FB-07-01) zu verwenden
und auf Anforderung der Hauptabteilung Seelsorgebe-
reiche dieser vorzulegen.

7.4 Der buchhalterische Projektabschluss erfolgt durch die
zuständige Rendantur. Dieser ist nach den in der Fi-
nanzsoftware dokumentierten Festlegungen und Be-
schreibungen der Aktivitäten zum Projektabschluss
und zur Projektabrechnung durchzuführen. Die Ab-
rechnung der Baumaßnahme ist innerhalb von sechs
Monaten nach Beendigung der Arbeiten und nach ent-
sprechender Prozessbeschreibung fertig zu stellen und
für eine eventuelle Prüfung bereitzuhalten.

7.5 Mit der Bauabrechnung hat der Architekt/Ingenieur
dem kirchlichen Bauherrn unter Bezugnahme auf die
Inhalte des Architekten-/Ingenieurvertrages und seine
darin festgelegten Leistungspflichten eine Ausfertigung

der aktuellen Ausführungspläne (Dokumentation auf
Papier ggf. zusätzlich auf Datenträger), zuzuleiten. In
den Plänen sind bei Um- und Erweiterungsbauten die
veränderten und/oder ergänzten Gebäudeteile farbig
oder durch eine Signatur zu kennzeichnen.

7.6 Sämtliche Bauunterlagen sind vom kirchlichen Bau-
herrn sicher im Pfarrarchiv zu verwahren. Akten, die
die Baumaßnahmen insgesamt betreffen (Genehmi-
gungen, Verträge, Pläne und wesentliche Korrespon-
denz) sind dauerhaft, Bauunterlagen von einzelnen Ge-
werken nach den Regeln der kirchlichen Vergabe-
Richtlinien (vgl. Ziff. 1.4.2), aufzubewahren.

7.7 Aktualisierte Baubestandszeichnungen, Fotos und
Planunterlagen (ggf. auf Datenträger) sind zur Maß-
nahmendokumentation auf Anforderung der Hauptab-
teilung Seelsorgebereiche dem Schlussbericht beizufü-
gen.

7.8 Auch kleinere Instandsetzungsmaßnahmen und Um-
bauten sind auf Anforderung der Hauptabteilung Seel-
sorgebereiche entsprechend zu dokumentieren.

8. Objektbetreuung

8.1 Zur Leistung des Architekten/Ingenieurs zählt gemäß
Vertrag (Lph. 9 HOAI) die Verfolgung etwaiger Män-
gel und deren Beseitigung während der Gewährleis-
tungsfrist nach Fertigstellung des Vorhabens. Die sach-
liche/technische Prüfung der Bürgschafts-/Sicherheits-
freigabe erfolgt durch den beauftragten Architek-
ten/Ingenieur/Sonderfachmann. Soweit kein Archi-
tekt/Ingenieur beauftragt wurde, muss diese Aufgabe
vom kirchlichen Bauherrn wahrgenommen werden.

Zur Sicherung der Gewährleistung nach der Abnahme
der mängelfreien Leistung ist das Formblatt des Erzbis-
tums Köln (FB-07-04 Bürgschaft für Mängelbeseiti-
gung) zu verwenden, soweit kein Einbehalt bei der
Schlussrechnung erfolgte.

8.2 Während der Gewährleistungsfrist auftretende Mängel
sind der Hauptabteilung Seelsorgebereiche anzuzeigen.

8.3 In jedem Fall ist eine Begehung durch den kirchlichen
Bauherren und Architekten/Ingenieur vor Ablauf der
Gewährleistungs- und Verjährungsfristen durchzufüh-
ren und schriftlich zu dokumentieren.

9. Objektbetreuung nach Ablauf der Gewährleistungs-
frist

Jährlich sind von den Kirchenvorständen bzw. den Ver-
bandsvertretern Begehungen der einzelnen Objekte
vorzunehmen, vgl. Ziff. 1.1.2. Die Begehung ist
schriftlich zu dokumentieren (Mustervordrucke des
Erzbistums Köln Nr. FB-09-01-1, FB-09-01-2 und
FB-09-01-3).

10 Eigenleistung

10.1 Unter Eigenleistung sind zu verstehen Arbeiten, die
durch freiwillige Helfer als sog. Hand- und Spanndien-
ste erfolgen sowie die Lieferung oder Bereitstellung von
Materialien auf freiwilliger Basis, z.B. Spenden.

10.2 Im Falle von Eigenleistungen (Hand- und Spanndien-
ste) ist unbedingt ein ausreichender Versicherungs-
schutz (Unfallversicherungsschutz) herbeizuführen.

10.3 Freiwillige Helfer sollen keine finanziellen Leistungen
erhalten. Der Wert und die Anrechenbarkeit der geleis-
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teten Arbeitsstunden auf die Eigenleistung sind im
Einzelfall mit der Hauptabteilung Seelsorgebereiche
abzustimmen.

10.4 Hand- und Spanndienste dürfen nur unter Fachauf-
sicht durchgeführt werden.

10.5 Das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und il-
legalen Beschäftigung (Schwarzarbeitsbekämpfungsge-
setz – SchwarzArbG in der jeweils aktuellen Fassung)
ist zu beachten.

10.6 Besteht die Eigenleistung aus Lieferung oder Bereitstel-
lung von Materialien oder Geräten, ist deren Eignung
fachtechnisch durch den Architekten/Ingenieur oder
durch den kirchlichen Bauherrn (Beratung durch die
Hauptabteilung Seelsorgebereiche) zu prüfen.

11. Inkrafttreten
Die vorstehende kirchliche Bauregel tritt zum 1. Okto-
ber 2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die kirchliche Bau-
regel vom 1. März 2017 (Amtsblatt des Erzbistums
Köln 2017, Nr. 56) außer Kraft.

Nr. 120 Allerseelen-Kollekte am 2. November 2019

Köln, 12. September 2019

Die Kollekte in den Allerseelen-Gottesdiensten dient der
Unterstützung der Priesterausbildung (Diözesan- und 
Ordenspriester) in Mittel-, Ost- und Südosteuropa. Für den
Wiederaufbau und die Stärkung der Kirche in den betroffenen
Ländern ist die Priesterausbildung auch 30 Jahre nach dem
Ende des Kommunismus weiterhin sehr wichtig. 

Die Kollekte wird über die Diözesen an Renovabis weitergelei-
tet. Wir bitten um ein empfehlendes Wort für dieses wichtige
Anliegen. Ein Plakat wird von Renovabis direkt verschickt
bzw. kann dort angefordert werden (Adresse siehe unten). 

Die Kollekten-Gelder sollen so bald wie möglich mit dem Ver-
merk „Koll 12 GKZ xxx, Priesterausbildung“ an die Erzbis-

tumskasse überwiesen werden. Die Erzbistumskasse leitet die
Beträge an Renovabis weiter.

Nähere Auskünfte:
Solidaritätsaktion Renovabis
Kardinal-Döpfner-Haus, Domberg 27, 85354 Freising
Telefon: 08161 / 5309 – 53 oder -49, Fax: 08161/5309-44
E-Mail: info@renovabis.de
Internet: www.renovabis.de

Nr. 121 Einführungskurse für Kommunionhelfer/-innen: 
Termine 2020

Köln, 15. September 2019

Die Erzbischöfliche Bibel- und Liturgieschule bietet im kom-
menden Jahr 2020 an folgenden Terminen Einführungskurse
für Kommunionhelfer/-innen an, die jeweils von 9 bis 17 Uhr
– sofern nicht anders angegeben – im Erzbischöflichen Pries-
terseminar in Köln stattfinden:

25.01.2020, 15.02.2020, 21.03.2020, 25.04.2020, 
16.05.2020 22.08.2020, 19.09.2020 und 21.11.2020
(Maternushaus Köln).

Die Kurse sind Voraussetzung für die bischöfliche Beauftra-
gung zum Kommunionhelferdienst. Detaillierte Informatio-
nen werden in der Einladung mitgeteilt. Inhaltlich macht die
Schulung mit dem Kommunionhelferdienst vertraut, eröffnet
aber auch im Sinne des pastoralen Zukunftswegs Zugänge zu
einem besseren Verständnis und damit zur intensiveren Mit-
feier der Eucharistie.

Die Anträge stellt der leitende Pfarrer bzw. der in der Sonder-
seelsorge zuständige Priester. Das entsprechende Formular
hierfür ist im Internet unter der Adresse www.liturgie-erzbis-
tum-koeln.de in der Rubrik „Liturgische Bildung – Kommu-
nionhelfer“ abrufbar und im Amtsblatt 2013, Nr. 200, S. 229,
veröffentlicht.

Personalia

Nr. 122 Personalchronik

KLERIKER

Vom Herrn Erzbischof wurde ernannt am:
01.08. Herr Kaplan Vinoyee Maliekal Varghese – im Einver-

nehmen mit seinem Heimatbischof – zum Kaplan zur
Aushilfe an den Pfarreien St. Cosmas und Damianus
in Bergheim-Glesch, St. Hubertus in Bergheim-Ken-
ten, St. Pankratius in Bergheim-Paffendorf, St. Remi-
gius Bergheim und St. Simon und Judas in Bergheim-
Thorr im Seelsorgebereich Bergheim/Erft des Kreis-
dekanates Rhein-Erft-Kreis.

01.08. Herr Kaplan Robin Xavier Vadakeyil – im Einverneh-
men mit seinem Heimatbischof – zum Kaplan zur
Aushilfe an den Pfarreien St. Jacobus in Hilden und
St. Chrysanthus und Daria in Haan im Kreisdekanat
Mettmann.

12.08. Herr Pfarrer Waldemar Warzynski mit Wirkung vom
1. September 2019 bis zum 31. August 2022 zum
Subsidiar an den Pfarreien St. Anna in Neunkirchen-
Seelscheid-Hermerath, St. Georg in Neunkirchen-
Seelscheid und St. Margareta in Neunkirchen-Seel-
scheid im Seelsorgebereich Neunkirchen-Seelscheid
des Kreisdekanates Rhein-Sieg-Kreis.

14.08. Herr Diakon Burkhard Ritterhaus mit Wirkung vom
1. September 2019 – unter Beibehaltung seiner bishe-
rigen Aufgaben – zum Diakon an der Pfarrei St. Lau-
rentius in Burscheid im Kreisdekanat Rheinisch-Ber-
gischer Kreis.

19.08. Herr Kaplan Jean Cyrille Nlend Momnougui mit Wir-
kung vom 1. September 2019 bis zum 31. August
2022 –  im Einvernehmen mit seinem Heimatbischof
– zum Subsidiar an den Pfarreien St. Mariä Himmel-
fahrt in Euskirchen-Weidesheim, St. Martinus in Eus-
kirchen-Dom-Esch, St. Martinus in Euskirchen-
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Nr. 130 Richtlinien zur Durchführung der Wahl der 
Mitglieder des Kirchensteuer- und Wirtschafts-
rates aus den Gemeinden der Erzdiözese Köln 
für die Amtsperiode 2021 - 2025

Köln, 9. Oktober 2019

Aufgrund von § 1 Satz 2 der Wahlordnung für den Kirchen-
steuer- und Wirtschaftsrat1 in Verbindung mit Art. 3 Abs. 2
Satz 2 der Ordnung für die im Bereich der wirtschaftlichen
Angelegenheiten der Erzdiözese Köln tätigen Organe vom 
12. Januar 2016 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2016,
Nr. 120, S. 75 ff.) werden folgende Richtlinien erlassen:

I. 

Die Wahl der in den fünf Wahlbezirken der Erzdiözese Köln
zu wählenden Mitglieder und Ersatzmitglieder des Kirchen-
steuer- und Wirtschaftsrates für die Amtsperiode vom 1. Janu-
ar 2021 bis 31. Dezember 2025 findet am 7. November 2020
im Maternushaus, Kardinal-Frings-Straße 1, 50668 Köln statt. 

II.

Die Wahlbezirke werden gemäß § 7 Abs. 2 S. 2 der Wahl-
ordnung für den Kirchensteuer- und Wirtschaftsrat wie folgt
festgelegt: 

Wahlbezirk Kreis- und Stadtdekanate Mitglieder

Mitte Stadt Köln 4

Nord Stadt Düsseldorf, 
Kreis Mettmann 4

Ost Städte Wuppertal, Solingen, 
Remscheid, Leverkusen, 
Rheinisch-Bergischer Kreis, 
Oberbergischer Kreis 4

Süd Stadt Bonn, Rhein-Sieg-Kreis, 
Kreis Altenkirchen 4

West Rhein-Kreis Neuss, 
Rhein-Erft-Kreis, 
Kreis Euskirchen 5

Diese Durchführungsrichtlinien zur Wahl der Mitglieder des
Kirchensteuer- und Wirtschaftsrates treten zum 1. November
2019 in Kraft. Gleichzeitig treten die Durchführungsrichtli-
nien zur Kirchensteuerratswahl 2015 (Amtsblatt des Erzbis-
tums Köln 2015, Nr. 135, S. 135 f.) außer Kraft.

Nr. 131 Einführung neuer Lektionare

Köln, 27. September 2019

Seit dem Advent 2018 wird sukzessive die neue, revidierte Ein-
heitsübersetzung der Heiligen Schrift in der Liturgie einge-
führt. Nach dem Sonntagslektionar für das Lesejahr C er-
scheint nun zum neuen Lesejahr A, das im Advent 2019 be-
ginnt, der Band I. Der Buchhandel hat das Erscheinen für
Ende Oktober in Aussicht gestellt, so dass das liturgische Buch
bei zeitiger Bestellung am ersten Advent im Gottesdienst zur
Verfügung stehen kann. Weiterführende Hinweise und Mate-
rialien finden Sie unter www.liturgie-erzbistum-koeln.de.

Das Erscheinungsdatum des Lektionars VII (Sakramente)
wurde von November 2019 auf Februar 2020 verschoben. Be-
reits jetzt schon sind Evangelistare zu Weihnachten und 
Ostern sowie für die Passion beim Deutschen Liturgischen 
Institut (www.liturgie.de) erhältlich.

Nr. 132 Korrektur zu Ziffer 3.1 der Kirchlichen Bauregel 
(Amtsblatt des Erzbistums Köln vom 
1. Oktober 2019, Nr. 119)

Köln, 9. Oktober 2019

Nachfolgend erfolgt die Berichtigung und erneute Bekannt-
machung von Ziffer 3.1 der Kirchlichen Bauregel: 

3. Vorplanungsgenehmigung

3.1 Im Vorplanungsantrag sind die Problemstellung mit der
schriftlichen Begründung der Maßnahme, das vorgesehe-
ne Bauprogramm (schriftliches Ergebnis aus Ziff. 2.), die
Finanzierungsmöglichkeiten und die ersten Planungsvor-
stellungen zu erläutern. Dem Vorplanungsantrag ist ab ei-
nem Baukostenvolumen von mehr als 100.000 € bei
nicht wirtschaftlich genutzten Gebäuden eine Stellung-
nahme der pastoral Verantwortlichen (Pfarrgemeinderat
sowie Pfarrer oder Pastoralteam) beizufügen, in der das
Bauvorhaben aus pastoraler Sicht bewertet wird. Die Vor-
planungsgenehmigung wird in der Regel über die Leis-
tungsphasen (nachfolgend Lph. abgekürzt) der Honorar-
ordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI in der je-
weils geltenden Fassung) – Grundlagenermittlung 
(Lph. 1) und Vorentwurf (Lph. 2), evtl. bis zur Entwurfs-
planung (Lph. 3) – erteilt und soll bei komplexeren Bau-
aufgaben ein Zwischenergebnis als Entscheidungsgrundla-
ge für das weitere Vorgehen liefern. 

11. Inkrafttreten

Die vorstehende Korrektur von Ziffer 3.1 der Kirchlichen
Bauregel tritt zum 1. November 2019 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Ziffer 3.1 der Kirchlichen Bauregel vom
1. Oktober 2019 (Amtsblatt des Erzbistums Köln 2019,
Nr. 119) außer Kraft.

Nr. 133 Zählung der sonntäglichen Gottesdienstteilnehmer 
am 10. November 2019

Köln, 10. November 2019

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonferenz (vgl.
Vollversammlung vom 24.-27.02.1969, Prot. Nr. 18, und
Ständiger Rat vom 27.04.1992, Prot. Nr. 5) werden für die
Zwecke der kirchlichen Statistik der Bistümer in der Bundesre-
publik Deutschland die Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im
Jahr gezählt. Die zweite Zählung findet am zweiten Sonntag
im November (10. November 2019) statt. Zu zählen sind alle
Personen, die an den sonntäglichen Hl. Messen (einschl. Vor-
abendmesse) teilnehmen. Zu den Gottesdienstteilnehmern
zählen auch die Angehörigen anderer Pfarreien (z. B. Wallfah-
rer, Seminarteilnehmer, Touristen und Besuchsreisende).

Bekanntmachungen des Generalvikars

1 Abgedruckt in diesem Amtsblatt Nr. 128 S. 162.




